
Anlage 1 zur Vorlage 414/XVIII 
 
 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
1.  Landkreis Hildesheim (Schreiben vom 26.08.2020): 
1.1 Untere Bodenschutzbehörde: 
Die Hinweise zum Bodenschutz in der Örtlichen Bauvorschrift über die Gestaltung 
werden seitens der Unteren Bodenschutzbehörde ausdrücklich begrüßt. 
Die genannten Maßnahmen zum Bodenschutz sind zur Konkretisierung im 
Erschließungsvertrag sowie bei der anschließenden Bebauung verbindlich festzulegen 
und umzusetzen. 
Zur konkreten Umsetzung ist mit der Unteren Bodenschutzbehörde vorab ein 
Bodenschutzkonzept in Anlehnung an DIN 19639 (09/2019) zur Abstimmung 
vorzulegen. Dabei sind auch Ausführungen zum Umgang mit den beschriebenen 
Anfüllungen bzw. Abgrabungen innerhalb des Planbereichs (s. 4 Umweltbericht) zu 
machen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Hinweise zu Bodenschutzmaßnahmen und deren Umsetzung sind in die 
Baugenehmigungen aufzunehmen. 
 
 
1.2. Vorbeugender Brandschutz 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 1 „Eimser Steinkamp“ wurden die 
Belange des vorbeugenden Brandschutzes in Form der Grundsicherung der 
Löschwasserversorgung des Gebietes nicht angesprochen.  
 
Aus brandschutztechnischer Hinsicht wird es für erforderlich gehalten, nachstehende 
Forderungen für die 1. Änderung des Bebauungsplans zu berücksichten: 

1. Zu den Baugrundstücken sind gem. § 4 NBauO sowie § 2 DVO-NBauO i.V.m. 
der DIN 14090 Zufahrten für Feuerlösch- und Rettungsfahrzeuge anzulegen. 
Straßen und Wege, die als Feuerwehrzufahrten zu den Baugrundstücken 
erforderlich sind, müssen min. 3 m breit sein und für Fahrzeuge bis 16 Tonnen 
befestigt sein. 

2. Zur Löschwasserversorgung des Plangebietes muss für die ausgewiesene 
Nutzung WA, Vollgeschosse II, Geschossflächenzahl bis 0,5 für den 
Grundschutz eine Löschwassermenge von min. 800 l/min. für eine Löschzeit 
von 2 Stunden von der zuständigen Stadt / Gemeinde zur Verfügung gestellt 
werden. 
Als Löschwasserentnahmestellen sind in ausreichender Anzahl 
Löschwasserhydranten anzuordnen. Bei der Planung und Ausführung sind die 
„Hydrantenrichtlinien“ des Arbeitsblattes W 331 vom DVGW zu beachten. Die  
zu erstellenden Hydranten sollten untereinander keinen größeren Abstand als 
80 m haben. Keine bauliche Anlage sollte weiter als 60 m von einem Hydranten 
entfernt sein. Jeder Hydrant muss eine Leistung von min. 600 l/min. aufweisen, 
wobei der Druck im Hydranten nicht unter 1,5 bar fallen darf. 
 



Es sollten nach Möglichkeit Überflurhydranten entsprechend DIN 32222 
vorhanden sein. 

3. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung (Anzahl, Art und Lage 
der Hydranten) ist dem Amt 302 - Bauordnung im Landkreis Hildesheim - 
vorbeugender Brandschutz vorzulegen. Weiterhin ist der Nachweis über evtl. 
vorhandene, unabhängige Löschwasserentnahmestellen (z.B. Zisternene, 
Löschwasserteiche etc.) vorzulegen. 

4. Für den Bereich der bestehenden Bebauung des Bebauungsplans Nr. 1 
„Eimser Steinkamp“ ist eine Löschwasserüberprüfung durch eine geeignete 
Stelle (z.B. Wasserversorgungsunternehmen oder Feuerwehrtechnische 
Zentrale -FTZ- Groß Düngen) zu veranlassen, die aufzeigt, dass der 
Grundschutz der Löschwasserversorgung in dem Bereich des o.g. B-Planes 
vorhanden ist. Der Nachweis ist der Brandschutzdienststelle im Landkreis 
Hildesheim zur Verfügung zu stellen. 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundstücke sind über 
ausreichend dimensionierte Straßenflächen zu erreichen. Die Zufahrt auf den 
Grundstücken kann nur Bestandteil der Genehmigungsplanung sein. 
Zu 2: Die geforderte Löschwassermenge wird aus dem öffentlichen Trinkwassernetz 
bereitgestellt. Die nächsten Hydranten zum Planbereich sind in 15 m und 31 m 
Entfernung vorhanden. 
Zu 3: Da es sich -bis auf die die beiden durch die 1. Änderung erstmals bebaubaren 
Grundstücke - um ein vollständig bebautes und erschlossenes Baugebiet handelt, ist 
eine neue Erschließungsplanung nicht notwendig. 
Zu 4: Inhalte des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 1 „Eimser Steinkamp“ können 
nicht Bestandteil dieses Verfahrens zur 1. Änderung sein. Die Stadt Alfeld (Leine) wird 
jedoch eine Löschwasserüberprüfung des gesamten Baugebietes im Bereich der 
Straße „Torenberg“ veranlassen. 
 
 
 
2. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) (Schreiben vom 

25.08.2020): 
 
Fachbereich Bauwirtschaft 
Im Untergrund des Planungsgebietes liegen quartäre Lockergesteine und darunter 
folgend lösliche Karbonatgesteine (Flammenmergel) aus der Unteren Kreide. Bisher 
ist im Gebiet kein Schadensfall (Erdfall) bekannt geworden, der auf Verkarstung 
(Karbonatkarst, irreguläre Auslaugung in dieser Tiefe zurückzuführen ist. 
 
Das Planungsgebiet wird formal der Erdfallgefährdungskategorie 1 zugeordnet 
(gemäß Erlass des Niedersächsischen Sozialministers „Baumaßnahmen in 
erdfallgefährdeten Gebieten“ vom 23.02.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2-). Auf konstruktive 
Sicherungsmaßnahmen bezüglich Erdfallgefährdung kann bei Bauvorhaben im 
Planungsbereich verzichtet werden, sofern sich auch bei der Baugrunderkundung 
keine Hinweise auf Subrosion ergeben. 
 
Nach den uns vorliegenden Unterlagen (kartenserver des LBEG) kann im 
Planungsbereich lokal setzungsempflindlicher Baugrund anstehen. Es handelt sich 



hierbei um quartäre Lockergesteine mit geringer bis mittlerer Setzungsempfindlichkeit 
aufgrund geringer Steifigkeit wie z.B. Lösslehm und Auelehm. 
 
Für Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der 
Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen. Für die geotechnische Erkundung des 
Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den 
ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 
1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach 
DIN EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. 
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Baugrundes. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Auf der Homepage des LBEG ist eine Tabelle mit den Kategorien der Erdfallgefährung 
im Gips- und Karbonatkarst veröffentlicht. Die Erdfallkategorie 1 ist eine sehr niedrige 
Kategorie. In der Tabelle wird dazu ausgeführt „Lösliche Gesteine im Untergrund 
liegen in so großer Tiefe, dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf 
Verkarstung in dieser Tiefe zurückgeführt wird. Es besteht praktische keine 
Erdfallgefahr.“ 
 
Im Bebauungsplan werden Hinweise zu der Erdfallgefährdungskategorie sowie die 
gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunderkundung bei 
Bauvorhaben aufgenommen. 
 
 
 
Die abgegebenen Stellungnahmen führen nicht zur Änderung der Planung. 
 


